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§ 78

]be r g ang s r e g e l ung en

idF des EStG v. 19. 10. 2002 (BGBl. I, 4210; BStBl. I, 1209)

(1) 1Kindergeld, das bis zum 31. Dezember 1995 nach den Vorschriften des Bundeskinder-
geldgesetzes gewWhrt wurde, gilt als nach den Vorschriften dieses Gesetzes festgesetzt. 2In FWl-
len des § 72 Abs. 9 und des § 73 kann der Arbeitgeber bis zur Vorlage der Bescheinigung
nach § 73 Abs. 1 Satz 2 das Kindergeld fYr die Monate Januar bis MWrz 1996 vorlWufig auf
der Grundlage einer ErklWrung des Arbeitnehmers Yber die Zahl der Kinder, fYr die er An-
spruch auf Zahlung von Kindergeld hat, auszahlen. 3Legt der Arbeitnehmer bis zum
20. April 1996 keine Bescheinigung im Sinne des § 73 Abs. 1 Satz 2 vor, hat der Arbeitge-
ber im nWchsten Lohnzahlungszeitraum den Arbeitslohn und bei der entsprechenden Lohn-
steuer-Anmeldung den dort gesondert abzusetzenden Betrag des insgesamt ausgezahlten Kin-
dergeldes um das bisher ausgezahlte Kindergeld zu kYrzen. 4Hat der Arbeitnehmer keinen
Lohnanspruch, der fYr die KYrzung ausreicht, so hat der Arbeitgeber dies der Familienkasse
unverzYglich anzuzeigen. 5Die Familienkasse fordert sodann das zuviel ausgezahlte Kinder-
geld vom Arbeitnehmer zurYck.
(2) 1Abweiched von § 63 steht Berechtigten, die fYr Dezember 1995 fYr Enkel oder Geschwi-
ster Kindergeld bezogen haben, das Kindergeld fYr diese Kinder zu, solange die Voraussetzun-
gen nach § 2 Abs. 1 des Bundeskindergeldgesetzes in der bis zum 31. Dezember 1995 gelten-
den Fassung und die weiteren Anspruchsvoraussetzungen erfYllt sind, lWngstens bis zum
31. Dezember 1996. 2Sind diese Kinder auch bei anderen Personen zu berYcksichtigen, gilt
die Rangfolge nach § 3 Abs. 2 des Bundeskindergeldgesetzes in der bis zum 31. Dezember
1995 geltenden Fassung.
(3) Auf ein Kind, das am 31. Dezember 1995 das 16. Lebensjahr vollendet hatte, ist zugun-
sten des Berechtigten, dem fYr dieses Kind ein Kindergeldanspruch zuerkannt war, § 2 Abs. 2
des Bundeskindergeldgesetzes in der bis zum 31. Dezember 1995 geltenden Fassung anzu-
wenden, solange die entsprechenden Anspruchsvoraussetzungen ununterbrochen weiter erfYllt
sind, lWngstens bis zum 31. Dezember 1996.
(4) Ist f_r die Nachzahlung und R_ckforderung von Kindergeld und Zu-
schlag zum Kindergeld f_r Berechtigte mit geringem Einkommen der
Anspruch eines Jahres vor 1996 maßgeblich, finden die §§ 10, 11 und 11a
des Bundeskindergeldgesetzes in der bis zum 31. Dezember 1995 gelten-
den Fassung Anwendung.
(5) 1Abweichend von § 64 Abs. 2 und 3 steht Berechtigten, die f_r Dezem-
ber 1990 f_r ihre Kinder Kindergeld in dem in Artikel 3 des Einigungsver-
trages genannten Gebiet bezogen haben, das Kindergeld f_r diese Kinder
auch f_r die folgende Zeit zu, solange sie ihren Wohnsitz oder gew[hn-
lichen Aufenthalt in diesem Gebiet beibehalten und die Kinder die Vor-
aussetzungen ihrer Ber_cksichtigung weiterhin erf_llen. 2§ 64 Abs. 2 und
3 ist insoweit erst f_r die Zeit vom Beginn des Monats an anzuwenden, in
dem ein hierauf gerichteter Antrag bei der zust\ndigen Stelle eingegan-
gen ist; der hiernach Berechtigte muß die nach Satz 1 geleisteten Zahlun-
gen gegen sich gelten lassen.
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I. Allgemeine Erl\uterungen zu § 78

1. Rechtsentwicklung des § 78

JStG 1996 v. 11. 10. 1995 (BGBl. I, 1250; BStBl. I, 438): Die Vorschrift wurde
im Zusammenhang mit der Neuregelung der estrechtlichen Kindergeldvor-
schriften in das EStG eingefehrt (zur Rechtsentwicklung der Kindergeldvor-
schriften s. im einzelnen Vor §§ 62–78 Anm. 3 f.). Die Vorschrift bestand aus
5 Absbtzen.
JStErgG 1996 v. 18. 12. 1995 (BGBl. I, 1959; BStBl. I, 786): Unmittelbar nach
der Neuregelung der estrechtlichen Kindergeldvorschriften wurde im Zusam-
menhang mit der cbertragung der Festsetzungsaufgaben fer Auslandskinder
von den Familienkassen des aff. Dienstes auf die Bundesanstalt fer Arbeit durch
§ 72 Abs. 9 auch die cbergangsregelung in § 78 Abs. 1 Satz 2 entsprechend er-
gbnzt.
StEntlG 1999/2000/2002 v. 24. 3. 1999 (BGBl. I, 402; BStBl. I, 304): Abs. 1
bis 3 wurden ersatzlos mit Wirkung ab 1. 1. 1999 gestrichen.

2. Bedeutung der ]bergangsregelungen

Die cbergangsregelungen in § 78 sollten die Ablasung des bisherigen dualen
Systems durch den sog. Familienleistungsausgleich jedenfalls hinsichtlich der
Gewbhrung des Kindergelds sicherstellen und erleichtern. Die einzelnen Tatbe-
stbnde enthalten deshalb Vereinfachungs- und Vertrauensschutzregelungen.
Welchen Einfluß diese cbergangsregelungen auf den alternativ zu gewbhrenden
Kinderfreibetrag haben, ist jedoch nicht geregelt. Die einzelnen Vorschriften ha-
ben durch Zeitablauf weitgehend ihre Bedeutung verloren. Abs. 1 bis 3 wurden
deshalb mit Wirkung ab 1. 1. 1999 aufgehoben (s. Anm. 1). Auch die verbliebe-
nen Abs. 4 und 5 sind kaum noch relevant.
Nach Abs. 1 Satz 1 aF bedurfte es fer Kindergeldberechtigte, denen bis ein-
schließlich Dezember 1995 schon Kindergeld gewbhrt worden war, keiner er-
neuten Antragstellung und Kindergeldfestsetzung. Die Vorschrift enthielt eine
Festsetzungsfiktion, die den reibungslosen cbergang vom sozialrechtlichen auf
das estliche Kindergeld gewbhrleistete (BFH v. 14. 1. 2002 VIII R 68/01, BFH/
NV 2003, 460; v. 26. 1. 2001 VI R 89/00, BFH/NV 2001, 1018; v. 12. 5. 2000
VI R 100/99, BFH/NV 2001, 21; zur Bescheidfiktion s. auch BFH v.
27. 12. 2000 VI B 187/00, BFH/NV 2001, 775; zum Verhbltnis zu § 70 Abs. 2
s. BFH v. 24. 5. 2000 VI B 251/99, BFH/NV 2000, 1204).

§ 78 Anm. 1–2 cbergangsregelungen
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Auch wenn Abs. 1 Satz 1 ebenfalls aufgehoben wurde, ist die Regelung in seiner
Wirkung zeitlich nicht beschrbnkt (Berlebach, Familienleistungsausgleich, § 74
Rn. 1).
Abs. 1 S\tze 2 bis 5 aF regelten im wesentlichen die vorlbufige Auszahlung des
Kindergelds durch den ArbG fer die Monate Januar bis Mai 1996.
Nach Abs. 2 aF stand Berechtigten, die fer Dezember 1995 fer Enkel und Ge-
schwister Kindergeld bezogen hatten, abweichend von § 63 das Kindergeld fer
diese Kinder zu, solange die Voraussetzungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 BKKG aF
und die weiteren Anspruchsvoraussetzungen erfellt waren, lbngstens bis zum
31. 12. 1996.
Abs. 3 aF begenstigte Eltern von eber 16 Jahre alten Kindern, die im Dezember
1995 etwa als haushaltsfehrende Kinder nach § 2 Abs. 2 Nr. 4 oder 5 BKKG aF
oder wegen Kindesbetreuung iSv. § 2 Abs. 2 Satz 6 BKKG aF zu berecksichti-
gen waren; begenstigt waren ferner Eltern von Kindern, die Einkenfte und Be-
zege erzielten, die nach § 2 Abs. 2 Satz 2 und 3 BKKG aF anspruchsunschbdlich
waren, aber nach § 32 Abs. 4 den Kindergeldanspruch fer volljbhrige Kinder
ausschlossen (zur analogen Anwendung des Abs. 3 s. Nds. FG v. 15. 2. 2001,
EFG 2001, 904, rkr.).
Abs. 4: Die Fortgeltung alten Rechts fer Nachzahlung und Reckforderung von
Kindergeld nach BKGG aF (s. Anm. 3) hat uE lediglich klarstellende Bedeu-
tung.
Abs. 5: Die Sonderregelungen fer Kindergeldberechtigte im Beitrittsgebiet (s.
Anm. 4), die nach § 44d Abs. 2 BKGG aF seit 1991 gelten, hatten sicherlich aus
Vertrauensschutzgrenden eine Berechtigung fer die Zeit unmittelbar nach dem
Beitritt. Mit Einfehrung des Familienleistungsausgleichs hbtte man aber die Ge-
legenheit wahrnehmen sollen, auch fer diesen Bereich der Familienbesteuerung
eine Rechtsvereinheitlichung vorzunehmen. Aus Vertrauensschutzgrenden ist
eine cbergangszeit von 5 Jahren mehr als ausreichend.

II. Erl\uterungen zu Abs. 4 und 5

1. Kindergeld und Kindergeldzuschlag nach altem Recht (Abs. 4)

Nach Abs. 4 finden auf Nachzahlungs- und Reckforderungsanspreche von Kin-
dergeld und Zuschlag zum Kindergeld fer Berechtigte mit geringem Einkom-
men die §§ 10, 11 und 11a BKGG aF Anwendung. Diese Anspreche messen,
als Rechtsanspreche gem. Abs. 4 auch noch nach Ablauf der Geltung des dualen
Systems des Kinderlastenausgleichs, nach dem 31. 12. 1995 erfellt werden. Nach
Auffassung der Verwaltung hat auch Abs. 4 durch Zeitablauf seine Relevanz ver-
loren (Tz. 78. 1 DAFamEst. aaO).
Nachzahlung oder R_ckforderung von Kindergeld nach altem Recht:
Wird nach dem 31. 12. 1995 festgestellt, daß Kindergeld auch fer Zeiten vor Ja-
nuar 1996 zu Unrecht gezahlt bzw. nicht gezahlt worden ist, richtet sich die Zu-
lbssigkeit der Reckforderung bzw. Nachzahlung fer Zeitrbume bis Dezember
1995 nach den Regelungen des SGB X ggf. iVm. § 20 Abs. 5 BKGG.
Rechtsgrundlagen fer die Entscheidung eber Nachzahlung oder Reckforde-
rung sind die §§ 10, 11 und 11a BKGG aF.

E 3
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2. Sonderregelung f_r Kindergeldberechtigte im Beitrittsgebiet (Abs. 5)

Die Sonderregelung fer Kindergeldberechtigte im Beitrittsgebiet in Abs. 5 ent-
spricht § 44d Abs. 2 BKGG aF: Danach erhalten die Personen, die noch fer
Dezember 1990 Kindergeld in der freheren DDR bezogen hatten (zB Geschwi-
ster oder Großeltern), ohne Prefung des Anspruchsvorrangs nach § 64 Abs. 2
und 3 solange das Kindergeld, als sie ihren Wohnsitz oder gewahnlichen Auf-
enthalt (dazu § 1 Anm. 62 ff.) im Beitrittsgebiet beibehalten, die Kinder bei ih-
nen weiterhin zu berecksichtigen sind, und keine andere Person fer diese Kinder
Kindergeld beantragt. Dieser Kindergeldanspruch kann bis zum Jahr 2017 oder,
bei einem behinderten Kind, unbegrenzt bestehen, sofern sich die Anspruchs-
voraussetzungen nicht bndern.
Gleichbleibende Verh\ltnisse vorausgesetzt (Satz 1): Die Abweichung von
der Rangfolgeregelung des § 64 Abs. 2 und 3 ist daher nur solange gerecht-
fertigt, als die Anspruchsvoraussetzungen bei diesen Kindern nach Dezember
1990 ununterbrochen erfellt bleiben. Der eigentliche Vorrang ist jedoch festzu-
stellen, sobald sich etwa der Familienstand des bisherigen Berechtigten bndert
oder die Kinder bzw. der Berechtigte den gemeinsamen Haushalt verlassen
(Tz. 78.2 Abs. 1 Satz 3 DAFamESt. aaO; FG Bbg. v. 12. 2. 1998; EFG 1998,
751).
Wegfall der ]bergangsregelung bei `nderung der Verh\ltnisse (Satz 2):
Sind die Voraussetzungen fer die Berecksichtigung eines Kindes fer einen
vollen Kalendermonat weggefallen, so ist bei erneuter Antragstellung fer dieses
Kind der Vorrang nach § 64 Abs. 2 und 3 zu prefen und eine entsprechende
Entscheidung zu treffen. Der Vorrang nach § 64 Abs. 2 und 3 ist ferner zu pre-
fen, wenn ein anderer Elternteil Kindergeld beantragt. Steht diesem das Kinder-
geld zu, ist die Festsetzung gegeneber dem bisherigen Berechtigten nach § 70
Abs. 2 von dem Monat an aufzuheben, in dem der nunmehr vorrangige Eltern-
teil Kindergeld beantragt hat. Ein dareber hinaus bereits gezahltes Kindergeld
ist vom bisherigen Berechtigten zu erstatten, soweit er es nicht an den neuen Be-
rechtigten weitergeleitet hat (Tz. 78.2 Abs. 2 DAFamESt. aaO, die als Rechts-
grundlage § 37 Abs. 2 EStG angeben, aber § 37 Abs. 2 AO meinen; uE gilt dies
nur fer VZ ab 1996, denn davor war das Kindergeld noch keine StVergetung).
Ergibt sich durch einen Berechtigtenwechsel ein haherer Kindergeldanspruch,
sind die Unterschiedsbetrbge vom Monat des Berechtigtenwechsels an zu zahlen
(Tz. 78.7 Abs. 3 DAFamESt. aaO).
Bei Abzug eines Kinderfreibetrags ist auch das abweichend von den Rangfol-
geregelungen des § 64 Abs. 2 und 3 gezahlte Kindergeld der tariflichen ESt. des
Stpfl. nach § 31 Satz 5 iVm. § 36 Abs. 2 hinzuzurechnen (§ 31 Anm. 36).

§ 78 Anm. 4 cbergangsregelungen
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